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Förderung von Beratung im ökologischen Landbau in Form eines Modells 
„Bauern helfen Bauern“ — Neue Formen eines Modells bäuerlicher Selbsthilfe 


Beschlußempfehiung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Antrag — Drucksache 10/1216 — wird abgelehnt. 

Bonn, den 27. Februar 1985 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Schmidt (Gellersen) Hornung 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Bericht des Abgeordneten Hornung 


Der am 30. März 1984 gestellte Antrag der Abgeord- 
neten Frau Dr. Vollmer und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN wurde in der 111. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 13. Dezember 1984 zur federführenden 
Beratung an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten und zur Mitberatung an den 
Haushaltsausschuß überwiesen. 

Der Haushalts aus schuß hat in seiner Sitzung am 
6. Februar 1985 die Ablehnung des Antrags be- 
schlossen; die Beschlußfassung erfolgte mehrheit- 
lich mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat die Vorlage in seiner Sitzung am 27. Fe- 
bruar 1985 beraten und gleichfalls Ablehnung des 
Antrags beschlossen. Die Entscheidung erging ge- 
gen die Stimme der Antragstellerin und eine wei- 
tere Gegenstimme sowie bei zwei Enthaltungen aus 
der SPD-Fraktion. 

Bei dem Antrag geht es um folgendes: 

Die Antragsteller verfolgen ein Ersuchen an die 
Bundesregierung, die Beratung im ökologischen 
Landbau in Form eines bundesweiten, flächendek- 
kenden Modells „Bauern helfen Bauern“ zu unter- 
stützen und zu fördern. Hierbei sollten neue For- 
men eines Modells bäuerlicher Selbsthilfe gefunden 
werden. Es sollten Beratungskreise unter bäuerli- 
cher Selbstverwaltung gebildet werden, bei denen 
die Berater für ökologischen Landbau von den dem 
Beratungskreis angeschlossenen Bauern selbst ge- 
wählt werden. 

Ferner soll die wechselseitige Beratung und der Er- 
fahrungsaustausch der ökologisch wirtschaftenden 
und umstellungswilligen konventionell wirtschaf- 
tenden Bauern gefördert werden. Die Beratungs- 
kreise sollen allen Landwirten zugänglich sein und 
einer öffentlichen Finanzkontrolle unterliegen- Den 
Antragstellern schweben zehn Beratungsringe im 


Bundesgebiet vor. Die Gesamtkosten für Berater, 
Büropersonal, Bürokosten und sonstige Sachkosten 
der einzelnen Arbeitskreise werden von den An- 
tragstellern auf 1,196 Mio. DM veranschlagt. Wegen 
der Einzelheiten wird auf den Antrag und seine ein- 
gehende Begründung verwiesen. 

Bei den Beratungen im Ausschuß stieß der Antrag 
schon deshalb auf breiten Widerstand, weil in der 
Bundesrepublik Deutschland wegen der regionalen 
Unterschiede in der Land- und Forstwirtschaft die 
amtliche Beratung der landwirtschaftlichen Be- 
triebe unter die Zuständigkeit der Länder fällt. Sie 
wird in Norddeutschland durch Mitarbeiter der 
als Selbstverwaltungseinrichtungen der Landwirt- 
schaft organisierten Landwirtschaftskammern 
durchgeführt, in Süddeutschland durch meist beam- 
tete Berater im Rahmen der Landwirtschaftsbehör- 
den. Diese sogenannte Offizialberatung hat eine 
lange Tradition und ist auch allen von den einzel- 
nen landwirtschaftlichen Betrieben gewählten 
Wirtschaftsweisen gegenüber aufgeschlossen. In 
den Ausschußberatungen stellte sich heraus, daß 
die einzelnen Bundesländer inzwischen gerade 
auch für ökologisch wirtschaftende Bauern beson- 
dere Berater zur Verfügung stellen und auch wei- 
tere Informationsquellen wie alternativ wirtschaf- 
tende Versuchsbetriebe für interessierte Landwirte 
eingerichtet haben. Eine breite Mehrheit des Aus- 
schusses war daher der Auffassung, daß unter die- 
sen Umständen eine Zuständigkeit der Bundesre- 
gierung für die Förderung eines bundesweiten Mo- 
dellvorhabens nicht gegeben sei. Zudem sei ein sol- 
ches staatlich gefördertes Vorhaben wegen der be- 
reits bestehenden Beratungsmöglichkeiten in den 
Ländern überflüssig. Der Antrag wurde daher abge- 
lehnt. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten bittet den Deutschen Bundestag daher, den 
Antrag abzulehnen. 


Bonn, den 13. März 1985 


Hornung 

Berichterstatter 
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